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1848 gab es die erste
Verfassung, die dem Kaiser
etwas von seiner Macht nahm.
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„Zum ersten Mal“

„Der Mai 2019 brachte
eine einmalige Be-
währungsprobe für
die 1929er-Verfas-
sung, als die ÖVP-
FPÖ-Bundes-
regierung zerbrach.
Eine Reihe von in der
Bundesverfassung
geregelten Vor-
gängen, wie die
Entlassung eines
Bundesministers oder
ein (erfolgreicher)
Misstrauensantrag
gegen eine Bundes-
regierung, fanden
zum ersten Mal statt.
Bei der nach-
folgenden Bildung
einer Bundes-
regierung wurde das
Amt des Bundes-
präsidenten in
durchaus aktiver
Form ausgeübt, ohne
dass der Amtsinhaber
die bisherige Ver-
fassungspraxis im
Amtsverständnis
verlassen oder gar
seine Befugnisse
überspannt hätte.“
(Christoph
Grabenwarter in der
Einleitung zu dem
besprochenen Buch)

Ihre Briefe an: leserbriefe@diepresse.com – Die Presse, Hainburger Straße 33, 1030 Wien.
Hinweis: Die abgedruckten Leserbriefe müssen nicht der Meinung der „Presse“ entsprechen.
Die Redaktion behält sich vor, Leserbriefe zu kürzen.

Österreich inguterund
schlechterVerfassung

Eine gute Verfassung arbeitet Kompromisse aus, auf die sich alle trotz
gegensätzlicher Interessen einigen können. Der Republik Österreich
gelang das 1920. Doch die Verfassungsgeschichte des Landes reicht bis
1848 zurück. Zu einer neuen Textsammlung. VON GÜN TH ER HA L L E R

C onstitution! Die Forderung
war im Frühjahr 1848 an al-
len Straßenecken lauthals zu
hören. Sie wurde in Flugblät-

tern erhoben, eine radikale Zeitung
nannte sich so, der Titel einer Zeich-
nung vom 14. März war: „Jede Consti-
tution erfordert Bewegung“. Der, der
sich hier (fort)bewegte, war der so lang
allmächtige Metternich, er floh aus
Wien, sein polizeistaatliches System
schien erledigt. War es auch die abso-
lute Monarchie, die bis dahin ohne Ge-
waltenteilung das Kaiserreich be-
herrschte? Gelang der Revolution etwa
gar eine Verfassungsentwicklung wie
in Frankreich oder den USA?

Es bahnte sich eine Zeitenwende
an: Eine Verfassung, die dem Monar-
chen etwas von seiner Macht weg-
nahm und dem Volk etwas davon gab.
Allgemeiner Jubel. Regiert hatten bis-
her die Hofkanzleien, nun bekam Ös-
terreich erstmals eine verantwortliche
Regierung mit Ministern. Es war eine
frühkonstitutionelle Verfassung, sie
wurde vom Kaiserhof akzeptiert, we-
gen beruhigender Formulierungen:
„Geheiligt und unverletzlich“ war die
monarchische Stellung, inklusive Veto-
recht gegen Beschlüsse des neuen ge-
setzgebenden Reichstags.

Die erste Verfassung. Österreich hatte
somit im April 1848 seine erste Verfas-
sung, sie hieß nach dem damaligen In-
nenminister „Pillersdorf’sche Verfas-
sung“ und enthielt auch einen kleinen
Katalog an Grundrechten. Auf Plakaten
und in Zeitungen wurde sie abge-
druckt, jeder konnte sie studieren und
kritisieren. Doch die Ereignisse über-
schlugen sich, der neue Kaiser, Franz
Joseph, musste vor der Revolution
nach Mähren fliehen. Dort, im Ort
Kremsier, tagte jetzt der Reichstag, der
das Verfassungspaket fertig schnüren
sollte. Nun wurden alle unzufrieden:
Dem Hof waren manche Textierungen
zu radikal, das Volk wiederum war un-
zufrieden wegen des eingeschränkten
Wahlrechts, das Bürgertum und Groß-
grundbesitzer bevorzugte.

So kam es in Kremsier 1848/49
zwar zu einem von Staatsrechtlern viel-
gelobten Entwurf mit fortschrittlichem
Spirit, der zum Vorbild werden konnte

für kommende Verfassungen, aber
selbst nie in Kraft trat. Volkssouveräni-
tät lehnte der neue Kaiser prinzipiell
ab, er löste imMärz 1849 den Reichstag
auf und legte eine Verfassung in sei-
nem Sinne vor. Gewaltenteilung und
Volkssouveränität wurden versenkt.
Aus dem Reichstag wurde ein Reichs-
rat, dem erlaubt wurde, Krone und Re-
gierung zu beraten. Nicht mehr.

1851 begann die Zeit des Neoabso-
lutismus. Die Grundrechte verloren an
Gewicht, die richterliche Unabhängig-
keit war nicht mehr garantiert, ein ech-
tes Parlament fehlte, der Föderalismus
wurde geschwächt, das Volk von der
Teilhabe ausgeschlossen. Man war
wieder mitten im 18. Jahrhundert ge-
landet. Wie lang konnte diese Dekons-
titutionalisierung gut gehen?

Immerhin fast ein Jahrzehnt, bis zu
denmilitärischen Niederlagen und den
budgetären Problemen der Jahre 1859
und 1860. Der Kaiser brauchte die Fi-
nanzwelt und das ökonomisch potente
Bürgertum. Wie kamman ihnen entge-
gen, ohne den konstitutionellen Gelüs-
ten Nahrung zu geben? Schrittweise,
befand Franz Joseph, und keinen Me-
ter zu viel. Mit dem Oktoberdiplom
1860 wurde die Position des erweiter-
ten Reichsrats und der Landtage bei
der Gesetzgebung gestärkt. Doch alles
war so vage formuliert, dass von einer
praktischen Durchführbarkeit keine
Rede sein konnte. Erst mit dem Febru-
arpatent 1861 schien wieder eine
brauchbare Verfassung da zu sein. Da
war freilich der ungarische Reichsteil
anderer Meinung. Dieser schwelende
Konflikt musste angegangen werden.

So wurden 1867 die Weichen für
die restliche Zeit der Habsburgermon-
archie gestellt. In diesem Jahr entstand
durch den „Ausgleich“ mit Ungarn die
Österreichisch-Ungarische Monarchie.
Die beiden Reichshälften wurden
durch die Leitha getrennt, man sprach
daher von Cisleithanien und Transleit-
hanien. Die k.u.k. Monarchie, Kaka-

nien (nach einer Formulierung von Ro-
bert Musil) war geboren, jenes selt-
same Land, das zwar keinen Namen,
aber dafür einen König und Kaiser, ver-
eint in einer Person, hatte, und dies mit
Franz Joseph noch weitere unglaubli-
che 49 Jahre.

Gemeinsame Einrichtungen der
Doppelmonarchie waren das Heer, das
Außenministerium oder der Finanzmi-
nister. Die Gesetzgebung erfolgte auf
der Reichsebene durch Kaiser und
Reichsrat gemeinsam, auf Landesebe-
ne mit den Landtagen. Noch immer
waren die Minister dem Kaiser, nicht
dem Reichsrat, verantwortlich. Richter
waren unabhängig und unversetzbar.
Ein Meilenstein innerhalb der Dezem-
berverfassung von 1867 war
die Reihe von Staatsgrundge-
setzen für den cisleithani-
schen Teil. Dieser Katalog an

»ImNetz der neuen religiösen Seelenfän-
ger« von David Freudenthaler, 18. 6.

Qualität siehtandersaus
Ich bin erstaunt, dass ein Qualitätsme-
dium wie „Die Presse“ so einen Artikel
veröffentlicht. Er zeigt, dass Sie nicht
wirklich gründlich recherchiert haben.
Allem Anschein nach sollen einfach
die Vorurteile gegenüber Freikirchen
bestätigt werden. Da müssen dann alle
Schlüsselworte her, von fundamenta-
listisch, autoritär, sektenhaft, Seelen-
fänger, nur hinter dem Geld her usw.
Was soll das?

Wenn Sie eine Story über jemand
teilen wollen, der eine schlechte Erfah-

rung in einer Freikirche gemacht hat,
dann tun Sie das. Bleiben Sie beim
konkreten Fall. Aber alle über einen
Kamm zu scheren zeugt von viel Un-
verständnis, nicht Verständnis. Es ist
klar, dass sich hier Weltbilder aneinan-
der reiben.

An Gott zu glauben, der aus Liebe
zu uns in Jesus Christus Mensch wur-
de, der für unsere Irrwege starb, um
uns mit Gott zu versöhnen, der körper-
lich auferstand und der auch wieder
zurückkommen wird auf diese Erde –
all das ist zentrales Glaubensgut aller
christlichen Konfessionen! Und den
Auftrag von Jesus, von ihm allen zu er-
zählen, haben auch alle Christen und
Christinnen erhalten. Mission gehört

zum Kern des Evangeliums, denn alle
brauchen diesen Jesus.

Freilich, wie das umgesetzt wird,
da gibt es Unterschiede und nicht alles
ist okay, weder bei den traditionellen
Kirchen noch bei den Freikirchen.
Doch alle Freikirchen anzupatzen we-
gen dem, was einzelne Mitglieder oder
auch einzelne Gemeinden oder sogar
Denominationen tun, finde ich nicht
fair. Ich bin freikirchlicher Theologe
und seit 50 Jahren ein Insider. Ich fühle
mich jedenfalls von einem Misch-
masch-Beitrag wie diesem nicht wirk-
lich gut repräsentiert. Qualität sieht an-
ders aus.
Franz Rathmair, MDiv. M.Th.,
4400 Steyr

ERSCHIENEN

Heinz Fischer,
Christoph
Grabenwarter, Josef
Pauser (Herausgeber)

»Texte zur
österreichischen
Verfassungs-
geschichte. Von der
Verfassung 1848 bis
zur heutigen Bundes-
verfassung.«

Verlag Österreich,
576 Seiten, 139 Euro

Der Band enthält gut
lesbare Faksimiles der
wichtigsten Ver-
fassungsdokumente
mit einleitenden
Erläuterungen und
Literaturhinweisen. Wer hält das Staatsschiff mit dem Kaiser und den
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Der Grundrechtekatalog von
1867 war so modern angelegt,
dass er bis heute gilt.

Culture Clash
FRONTNACHRICHTEN
AUS DEM KULTURKAMPF

Klar, eindeutig und völlig daneben. Österreich
bei Frauengleichstellung abgestürzt! Oder:
Trauen Sie keinem Index, an dem sie nicht
selber herumgepfuscht haben.

VON M I CHA E L PRÜ L L E R

Z
u den Terribles Simplificateurs unserer
Zeit gehören gut klingende Indizes, die nur
so tun, als würden sie uns auf einen Blick
ein klares Bild über die Fort- und Rück-
schritte der Welt und einzelner Länder er-

möglichen. Ein verlässlicher Lieferant solcher
Scheinerhellungen ist das Weltwirtschaftsforum in
Davos. Jedes Jahr wurde dort etwa von Oxfam eine
Studie präsentiert, die uns anhand der Milliardärs-
liste des „Forbes“-Magazins und grob geschätzter,
für viele Länder gar nicht aktuell vorliegender
Volkswirtschaftsdaten aufzeigen wollte, um wie viel
Zehntelgrad genau die globale Arm-Reich-Schere
gerade wieder weiter aufgegangen ist.

Ein anderes Beispiel ist der vom Weltwirt-
schaftsforum selbst erstellte Global Gender Gap In-
dex. Die soeben erschienene 2023er-Ausgabe hat
uns geschockt: Um 26 Plätze ist Österreich in die-
sem Gleichstellungsindex seit dem Vorjahr hi-
nuntergerasselt, vom 21. auf den 47. Rang! Erleben
wir gerade die Rückabwicklung der Emanzipation?
Mitnichten. Es ist nur wieder so ein Index voller
Seltsamkeiten. Zum Beispiel, dass das für das Rank-
ing nicht unerhebliche Lohngefälle durch eine Mei-
nungsumfrage unter Führungskräften ermittelt
wird.

Was also hat die Gleichstellung der Frauen in
Österreich so sehr verschlechtert? Von 14 Teilberei-
chen des Index tragen hauptsächlich drei dazu bei:
erstens die im Beobachtungszeitraum von 76 auf 74
gesunkene Zahl von Frauen im Nationalrat, zwei-
tens die geheimnisvolle Abnahme des Zeitausma-
ßes einer weiblichen Präsident- oder Kanzlerschaft
in den vergangenen 50 Jahren von 2,18 auf 1,16 Jah-
re. Am meisten reißt uns aber der gesunkene Frau-
enanteil auf der Ministerbank in die Tiefe: weil die
Ministerinnen Schramböck und Köstinger 2022
durch Männer ersetzt wurden. Dabei ist die Statis-
tik ungenau; sie rechnet die Kanzleramtsministe-
rinnen Raab und Edtstadler nicht ein (obwohl sie
regulären Ministerrang haben; es waren z.B. auch
Figl oder Kreisky als Außenminister Kanzleramts-
minister).

Und es hilft auch nichts, dass gleichzeitig unser
Frauenanteil bei „legislators, senior officials and
managers“ angeblich von 32,80 auf 35,45 Prozent
gestiegen ist – der Index bescheinigt uns ein Fiasko
bei der Gleichstellung. Die Grünen meinen sogar,
er gäbe „der Politik einen eindeutigen Handlungs-
auftrag“. Der ist wenigstens einfach: Wir müssen
nur dem Weltwirtschaftsforum klarmachen, dass
auch Kanzleramtsministerinnen richtige Ministe-
rinnen sind, und als nächstes eine Bundespräsi-
dentin wählen – und schon sind bei uns die Frauen
wieder viel besser dran. Laut Index halt.

Der Autor war stv. Chefredakteur der „Presse“ und ist
nun Kommunikationschef der Erzdiözese Wien.

meinung@diepresse.com diepresse.com/cultureclash

»Alle über
einen Kamm
zu scheren
zeugt von viel
Unver-
ständnis, nicht
Verständnis. «
FRANZ
RATHMAIR

Grundrechten war somodern angelegt,
dass er heute noch in großen Teilen
unverändert als Verfassungsrecht gilt.
Schon damals konnte jeder, der seine
politischen Rechte verletzt fühlte, bei
einem Reichsgericht Klage erheben.

Wahlrecht. War Österreich damit eine
lupenreine konstitutionelle Monar-
chie? Nicht ganz. Robert Musil schrieb:
„Vor dem Gesetz waren alle Bürger
gleich, aber nicht alle waren eben Bür-
ger.“ Das ist sehr treffend. Der Umbau
des Abgeordnetenhauses zu einer ge-
wählten Volksvertretung ließ noch auf
sich warten. Und auch als es so weit
war, war es eine Ansammlung von In-
teressensvertretern und Mitgliedern
gehobener Steuerklassen. Kurien- und
Zensussystem mussten erst weichen.
Erst 1907 kam es zur Einführung eines
allgemeinen, gleichen, direkten und

geheimen Männerwahlrechts, Frauen
mussten auf die Republik warten.

Die kam 1918 unweigerlich mit
dem Zerfall der Monarchie. Am 12. No-
vember 1918 wurde die Staats- und Re-
gierungsform der demokratischen Re-
publik ausgerufen. Zwei Jahre später
schlug die Stunde des Hans Kelsen.

Doch über dessen „elegantes“ Verfas-
sungswerk wurde zuletzt viel geschrie-
ben. Das wollen wir uns hier sparen.

Erstaunlich spät, erst 1970, wurde
ein brauchbarer Sammelband der
wichtigsten Verfassungsdokumente
Österreichs vorgelegt. Manche Texte

waren bis dahin schwer zugänglich, die
Lücke war schmerzlich. Mehr als
50 Jahre später erfolgte jetzt eine bis
zur Gegenwart aktualisierte Neuauf-
lage. All das, was auf diesen zwei Zei-
tungsseiten stark verkürzt dargestellt
wurde, liegt in dem umfangreichen
Band, beginnend mit 1848, in voller
Breite vor, bis zur Gegenwart herauf.
Die Faksimiles der Dokumente sind ex-
zellent digitalisiert und gut lesbar, die
Erklärungen konzise. Es ist Zeit, sich in
Zeiten wie diesen die Texte durchzule-
sen, etwa die Übernahme der Europäi-
schen Menschenrechtskonvention von
1950 in das Verfassungsrecht oder das
Gesetz über den Beitritt Österreichs
zur Europäischen Union. Es war die
am weitesten reichende Verfassungs-
änderung, die es in der Geschichte der
Republik gegeben hat, sie fand Zustim-
mung bei 66,6 % der Bevölkerung.

»Das großeWerben um Lateinamerika«
von Andreas Fink, 18. 6.

Vieles liegt imArgen
Vieles liegt im Argen, wie der Autor am
Beispiel Venezuelas mit der Freigabe
riesiger Goldproduktionen für Russen
oder Chinesen darlegt. Voraussichtlich
wenig kontrolliert, unter freiem Him-
mel wird da mit hochgiftiger Cyanlau-
ge Gold separiert (dass Greenpeace
nichts einzuwenden hat, passt zur mo-
dernen Linken Österreichs). Auf den
Punkt trifft Fink auch die Überheblich-
keit der wirtschaftlich bereits saturier-
ten Vertreter aus Europa und den USA,
wenn sie von ihrem Podest herunter
den Lateinamerikanern vorschreiben
wollen, wie viel Umwelt sie für uns alle
noch übrig zu lassen haben. Das Wich-
tigste jedoch, Handelsverträge mit die-
sen Ländern abzuschließen, werden,
wenn wir es nicht bald mit Mercosur
zu Ende bringen, die Russen oder die

Chinesen tun. Wichtige Güter und Bo-
denschätze für unsere aufstrebende
Elektrifizierung werden wir dort sonst
den Chinesen überlassen. Bedenken
sollten wir auch, dass durch Mercosur
die ansässigen politischen Proponen-
ten durch eine aufblühende Wirtschaft
mehr Sozialleistungen für die arme Be-
völkerung leisten können. Die Abhän-
gigkeit über Handelsbeziehungen führt
eher zu mehr Möglichkeiten, den Um-
welt- und Arbeitnehmerschutz zu be-
einflussen. So, wie wir unseren Einfluss
mittels Handels und Politik auf die
„EU-Kellerkinder“ des Westbalkans
mitten in Europa nicht vernachlässigen
sollen, müssen wir andererseits auch
längst vergessene, über Jahrzehnte be-
arbeitete Handelsverträge, etwa TTIP,
reanimieren. Lassen wir doch die Bau-
ern weiter jammern und Mercosur
endlich unterzeichnen. Die geplagten
Landwirte bekamen vor Kurzem noch
eine Doppelförderung auf Brachflä-
chen, obwohl sie nicht die versproche-

nen Nahrungsmittel für uns dort an-
bauten, sondern Futter für Exportvieh!
Hansjörg Schmolengruber,
2230 Gänserndorf

»Sind wir einfach nur zu viele?«
von Matthias Auer, 18.6.

Wirsindzuviele!
Dem Beitrag ist in vielerlei Hinsicht
beizupflichten, aber er berücksichtigt
einige wichtige Effekte der globalen
Überbevölkerung überhaupt nicht. Es
stimmt, dass die energiebedingten
CO2-Emissionen pro Kopf in den rei-
chen Industrieländern, aber allen vo-
ran in einigen Golfstaaten um ein Viel-
faches höher sind als in den bevölke-
rungsreichen Schwellen- und Entwick-
lungsländern. In der Analyse fehlen je-
doch: die globale Bedrohung der Bio-
diversität durch die Überbevölkerung
wegen Habitat-Verlust und Wilderei
(besonders Subsahara-Afrika, Indone-
sien, Amazonien). Wir befinden uns

bekanntlich in einem von uns Men-
schen verursachten sechsten Massen-
aussterben auf unserem Planeten. Ein
Fünftel aller bekannten ca. 26.000
Landwirbeltierarten ist vom Ausster-
ben bedroht. Unser Planet erstickt im
Plastikmüll, wobei hinsichtlich man-
gelhafter bis fehlender Entsorgung be-
sonders die bevölkerungsreichen Län-
der Ost- und Südostasiens führend
sind. Nach Schätzungen des WWF ge-
langen 19–23 Mio. Tonnen Plastikmüll
pro Jahr in unsere Seen, Flüsse und
Meere. Die Kollateralschäden des tech-
nologischen Fortschritts in der Land-
wirtschaft werden regelmäßig unter-
schätzt: Flächen- und Energiever-
brauch, Bodenzerstörung, Überdün-
gung und Pestizideinsatz ziehen eine
Spur der Verwüstung über den Plane-
ten. Fazit aus dieser (unvollständigen)
ökologischen Gesamtschau: Wir sind
zu viele!
Ao. Univ.-Prof. i.R. Dr. Josef Greimler,
2560 Berndorf

DIEPRESSE.COM //// 25. JUNI 2023 0 GESCHICHTE 47

den Kronländern auf dem richtigen Kurs? Die Dame am Steuer mit der geschriebenen Constitution. Hasslwander, Josef/ÖNB-Bildarchiv
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„Zum ersten Mal“

„Der Mai 2019 brachte
eine einmalige Be-
währungsprobe für
die 1929er-Verfas-
sung, als die ÖVP-
FPÖ-Bundes-
regierung zerbrach.
Eine Reihe von in der
Bundesverfassung
geregelten Vor-
gängen, wie die
Entlassung eines
Bundesministers oder
ein (erfolgreicher)
Misstrauensantrag
gegen eine Bundes-
regierung, fanden
zum ersten Mal statt.
Bei der nach-
folgenden Bildung
einer Bundes-
regierung wurde das
Amt des Bundes-
präsidenten in
durchaus aktiver
Form ausgeübt, ohne
dass der Amtsinhaber
die bisherige Ver-
fassungspraxis im
Amtsverständnis
verlassen oder gar
seine Befugnisse
überspannt hätte.“
(Christoph
Grabenwarter in der
Einleitung zu dem
besprochenen Buch)
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Österreich inguterund
schlechterVerfassung

Eine gute Verfassung arbeitet Kompromisse aus, auf die sich alle trotz
gegensätzlicher Interessen einigen können. Der Republik Österreich
gelang das 1920. Doch die Verfassungsgeschichte des Landes reicht bis
1848 zurück. Zu einer neuen Textsammlung. VON GÜN TH ER HA L L E R

C onstitution! Die Forderung
war im Frühjahr 1848 an al-
len Straßenecken lauthals zu
hören. Sie wurde in Flugblät-

tern erhoben, eine radikale Zeitung
nannte sich so, der Titel einer Zeich-
nung vom 14. März war: „Jede Consti-
tution erfordert Bewegung“. Der, der
sich hier (fort)bewegte, war der so lang
allmächtige Metternich, er floh aus
Wien, sein polizeistaatliches System
schien erledigt. War es auch die abso-
lute Monarchie, die bis dahin ohne Ge-
waltenteilung das Kaiserreich be-
herrschte? Gelang der Revolution etwa
gar eine Verfassungsentwicklung wie
in Frankreich oder den USA?

Es bahnte sich eine Zeitenwende
an: Eine Verfassung, die dem Monar-
chen etwas von seiner Macht weg-
nahm und dem Volk etwas davon gab.
Allgemeiner Jubel. Regiert hatten bis-
her die Hofkanzleien, nun bekam Ös-
terreich erstmals eine verantwortliche
Regierung mit Ministern. Es war eine
frühkonstitutionelle Verfassung, sie
wurde vom Kaiserhof akzeptiert, we-
gen beruhigender Formulierungen:
„Geheiligt und unverletzlich“ war die
monarchische Stellung, inklusive Veto-
recht gegen Beschlüsse des neuen ge-
setzgebenden Reichstags.

Die erste Verfassung. Österreich hatte
somit im April 1848 seine erste Verfas-
sung, sie hieß nach dem damaligen In-
nenminister „Pillersdorf’sche Verfas-
sung“ und enthielt auch einen kleinen
Katalog an Grundrechten. Auf Plakaten
und in Zeitungen wurde sie abge-
druckt, jeder konnte sie studieren und
kritisieren. Doch die Ereignisse über-
schlugen sich, der neue Kaiser, Franz
Joseph, musste vor der Revolution
nach Mähren fliehen. Dort, im Ort
Kremsier, tagte jetzt der Reichstag, der
das Verfassungspaket fertig schnüren
sollte. Nun wurden alle unzufrieden:
Dem Hof waren manche Textierungen
zu radikal, das Volk wiederum war un-
zufrieden wegen des eingeschränkten
Wahlrechts, das Bürgertum und Groß-
grundbesitzer bevorzugte.

So kam es in Kremsier 1848/49
zwar zu einem von Staatsrechtlern viel-
gelobten Entwurf mit fortschrittlichem
Spirit, der zum Vorbild werden konnte

für kommende Verfassungen, aber
selbst nie in Kraft trat. Volkssouveräni-
tät lehnte der neue Kaiser prinzipiell
ab, er löste imMärz 1849 den Reichstag
auf und legte eine Verfassung in sei-
nem Sinne vor. Gewaltenteilung und
Volkssouveränität wurden versenkt.
Aus dem Reichstag wurde ein Reichs-
rat, dem erlaubt wurde, Krone und Re-
gierung zu beraten. Nicht mehr.

1851 begann die Zeit des Neoabso-
lutismus. Die Grundrechte verloren an
Gewicht, die richterliche Unabhängig-
keit war nicht mehr garantiert, ein ech-
tes Parlament fehlte, der Föderalismus
wurde geschwächt, das Volk von der
Teilhabe ausgeschlossen. Man war
wieder mitten im 18. Jahrhundert ge-
landet. Wie lang konnte diese Dekons-
titutionalisierung gut gehen?

Immerhin fast ein Jahrzehnt, bis zu
denmilitärischen Niederlagen und den
budgetären Problemen der Jahre 1859
und 1860. Der Kaiser brauchte die Fi-
nanzwelt und das ökonomisch potente
Bürgertum. Wie kamman ihnen entge-
gen, ohne den konstitutionellen Gelüs-
ten Nahrung zu geben? Schrittweise,
befand Franz Joseph, und keinen Me-
ter zu viel. Mit dem Oktoberdiplom
1860 wurde die Position des erweiter-
ten Reichsrats und der Landtage bei
der Gesetzgebung gestärkt. Doch alles
war so vage formuliert, dass von einer
praktischen Durchführbarkeit keine
Rede sein konnte. Erst mit dem Febru-
arpatent 1861 schien wieder eine
brauchbare Verfassung da zu sein. Da
war freilich der ungarische Reichsteil
anderer Meinung. Dieser schwelende
Konflikt musste angegangen werden.

So wurden 1867 die Weichen für
die restliche Zeit der Habsburgermon-
archie gestellt. In diesem Jahr entstand
durch den „Ausgleich“ mit Ungarn die
Österreichisch-Ungarische Monarchie.
Die beiden Reichshälften wurden
durch die Leitha getrennt, man sprach
daher von Cisleithanien und Transleit-
hanien. Die k.u.k. Monarchie, Kaka-

nien (nach einer Formulierung von Ro-
bert Musil) war geboren, jenes selt-
same Land, das zwar keinen Namen,
aber dafür einen König und Kaiser, ver-
eint in einer Person, hatte, und dies mit
Franz Joseph noch weitere unglaubli-
che 49 Jahre.

Gemeinsame Einrichtungen der
Doppelmonarchie waren das Heer, das
Außenministerium oder der Finanzmi-
nister. Die Gesetzgebung erfolgte auf
der Reichsebene durch Kaiser und
Reichsrat gemeinsam, auf Landesebe-
ne mit den Landtagen. Noch immer
waren die Minister dem Kaiser, nicht
dem Reichsrat, verantwortlich. Richter
waren unabhängig und unversetzbar.
Ein Meilenstein innerhalb der Dezem-
berverfassung von 1867 war
die Reihe von Staatsgrundge-
setzen für den cisleithani-
schen Teil. Dieser Katalog an

»ImNetz der neuen religiösen Seelenfän-
ger« von David Freudenthaler, 18. 6.

Qualität siehtandersaus
Ich bin erstaunt, dass ein Qualitätsme-
dium wie „Die Presse“ so einen Artikel
veröffentlicht. Er zeigt, dass Sie nicht
wirklich gründlich recherchiert haben.
Allem Anschein nach sollen einfach
die Vorurteile gegenüber Freikirchen
bestätigt werden. Da müssen dann alle
Schlüsselworte her, von fundamenta-
listisch, autoritär, sektenhaft, Seelen-
fänger, nur hinter dem Geld her usw.
Was soll das?

Wenn Sie eine Story über jemand
teilen wollen, der eine schlechte Erfah-

rung in einer Freikirche gemacht hat,
dann tun Sie das. Bleiben Sie beim
konkreten Fall. Aber alle über einen
Kamm zu scheren zeugt von viel Un-
verständnis, nicht Verständnis. Es ist
klar, dass sich hier Weltbilder aneinan-
der reiben.

An Gott zu glauben, der aus Liebe
zu uns in Jesus Christus Mensch wur-
de, der für unsere Irrwege starb, um
uns mit Gott zu versöhnen, der körper-
lich auferstand und der auch wieder
zurückkommen wird auf diese Erde –
all das ist zentrales Glaubensgut aller
christlichen Konfessionen! Und den
Auftrag von Jesus, von ihm allen zu er-
zählen, haben auch alle Christen und
Christinnen erhalten. Mission gehört

zum Kern des Evangeliums, denn alle
brauchen diesen Jesus.

Freilich, wie das umgesetzt wird,
da gibt es Unterschiede und nicht alles
ist okay, weder bei den traditionellen
Kirchen noch bei den Freikirchen.
Doch alle Freikirchen anzupatzen we-
gen dem, was einzelne Mitglieder oder
auch einzelne Gemeinden oder sogar
Denominationen tun, finde ich nicht
fair. Ich bin freikirchlicher Theologe
und seit 50 Jahren ein Insider. Ich fühle
mich jedenfalls von einem Misch-
masch-Beitrag wie diesem nicht wirk-
lich gut repräsentiert. Qualität sieht an-
ders aus.
Franz Rathmair, MDiv. M.Th.,
4400 Steyr

ERSCHIENEN

Heinz Fischer,
Christoph
Grabenwarter, Josef
Pauser (Herausgeber)

»Texte zur
österreichischen
Verfassungs-
geschichte. Von der
Verfassung 1848 bis
zur heutigen Bundes-
verfassung.«

Verlag Österreich,
576 Seiten, 139 Euro

Der Band enthält gut
lesbare Faksimiles der
wichtigsten Ver-
fassungsdokumente
mit einleitenden
Erläuterungen und
Literaturhinweisen. Wer hält das Staatsschiff mit dem Kaiser und den
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Der Grundrechtekatalog von
1867 war so modern angelegt,
dass er bis heute gilt.

Culture Clash
FRONTNACHRICHTEN
AUS DEM KULTURKAMPF

Klar, eindeutig und völlig daneben. Österreich
bei Frauengleichstellung abgestürzt! Oder:
Trauen Sie keinem Index, an dem sie nicht
selber herumgepfuscht haben.

VON M I CHA E L PRÜ L L E R

Z
u den Terribles Simplificateurs unserer
Zeit gehören gut klingende Indizes, die nur
so tun, als würden sie uns auf einen Blick
ein klares Bild über die Fort- und Rück-
schritte der Welt und einzelner Länder er-

möglichen. Ein verlässlicher Lieferant solcher
Scheinerhellungen ist das Weltwirtschaftsforum in
Davos. Jedes Jahr wurde dort etwa von Oxfam eine
Studie präsentiert, die uns anhand der Milliardärs-
liste des „Forbes“-Magazins und grob geschätzter,
für viele Länder gar nicht aktuell vorliegender
Volkswirtschaftsdaten aufzeigen wollte, um wie viel
Zehntelgrad genau die globale Arm-Reich-Schere
gerade wieder weiter aufgegangen ist.

Ein anderes Beispiel ist der vom Weltwirt-
schaftsforum selbst erstellte Global Gender Gap In-
dex. Die soeben erschienene 2023er-Ausgabe hat
uns geschockt: Um 26 Plätze ist Österreich in die-
sem Gleichstellungsindex seit dem Vorjahr hi-
nuntergerasselt, vom 21. auf den 47. Rang! Erleben
wir gerade die Rückabwicklung der Emanzipation?
Mitnichten. Es ist nur wieder so ein Index voller
Seltsamkeiten. Zum Beispiel, dass das für das Rank-
ing nicht unerhebliche Lohngefälle durch eine Mei-
nungsumfrage unter Führungskräften ermittelt
wird.

Was also hat die Gleichstellung der Frauen in
Österreich so sehr verschlechtert? Von 14 Teilberei-
chen des Index tragen hauptsächlich drei dazu bei:
erstens die im Beobachtungszeitraum von 76 auf 74
gesunkene Zahl von Frauen im Nationalrat, zwei-
tens die geheimnisvolle Abnahme des Zeitausma-
ßes einer weiblichen Präsident- oder Kanzlerschaft
in den vergangenen 50 Jahren von 2,18 auf 1,16 Jah-
re. Am meisten reißt uns aber der gesunkene Frau-
enanteil auf der Ministerbank in die Tiefe: weil die
Ministerinnen Schramböck und Köstinger 2022
durch Männer ersetzt wurden. Dabei ist die Statis-
tik ungenau; sie rechnet die Kanzleramtsministe-
rinnen Raab und Edtstadler nicht ein (obwohl sie
regulären Ministerrang haben; es waren z.B. auch
Figl oder Kreisky als Außenminister Kanzleramts-
minister).

Und es hilft auch nichts, dass gleichzeitig unser
Frauenanteil bei „legislators, senior officials and
managers“ angeblich von 32,80 auf 35,45 Prozent
gestiegen ist – der Index bescheinigt uns ein Fiasko
bei der Gleichstellung. Die Grünen meinen sogar,
er gäbe „der Politik einen eindeutigen Handlungs-
auftrag“. Der ist wenigstens einfach: Wir müssen
nur dem Weltwirtschaftsforum klarmachen, dass
auch Kanzleramtsministerinnen richtige Ministe-
rinnen sind, und als nächstes eine Bundespräsi-
dentin wählen – und schon sind bei uns die Frauen
wieder viel besser dran. Laut Index halt.

Der Autor war stv. Chefredakteur der „Presse“ und ist
nun Kommunikationschef der Erzdiözese Wien.

meinung@diepresse.com diepresse.com/cultureclash

»Alle über
einen Kamm
zu scheren
zeugt von viel
Unver-
ständnis, nicht
Verständnis. «
FRANZ
RATHMAIR

Grundrechten war somodern angelegt,
dass er heute noch in großen Teilen
unverändert als Verfassungsrecht gilt.
Schon damals konnte jeder, der seine
politischen Rechte verletzt fühlte, bei
einem Reichsgericht Klage erheben.

Wahlrecht. War Österreich damit eine
lupenreine konstitutionelle Monar-
chie? Nicht ganz. Robert Musil schrieb:
„Vor dem Gesetz waren alle Bürger
gleich, aber nicht alle waren eben Bür-
ger.“ Das ist sehr treffend. Der Umbau
des Abgeordnetenhauses zu einer ge-
wählten Volksvertretung ließ noch auf
sich warten. Und auch als es so weit
war, war es eine Ansammlung von In-
teressensvertretern und Mitgliedern
gehobener Steuerklassen. Kurien- und
Zensussystem mussten erst weichen.
Erst 1907 kam es zur Einführung eines
allgemeinen, gleichen, direkten und

geheimen Männerwahlrechts, Frauen
mussten auf die Republik warten.

Die kam 1918 unweigerlich mit
dem Zerfall der Monarchie. Am 12. No-
vember 1918 wurde die Staats- und Re-
gierungsform der demokratischen Re-
publik ausgerufen. Zwei Jahre später
schlug die Stunde des Hans Kelsen.

Doch über dessen „elegantes“ Verfas-
sungswerk wurde zuletzt viel geschrie-
ben. Das wollen wir uns hier sparen.

Erstaunlich spät, erst 1970, wurde
ein brauchbarer Sammelband der
wichtigsten Verfassungsdokumente
Österreichs vorgelegt. Manche Texte

waren bis dahin schwer zugänglich, die
Lücke war schmerzlich. Mehr als
50 Jahre später erfolgte jetzt eine bis
zur Gegenwart aktualisierte Neuauf-
lage. All das, was auf diesen zwei Zei-
tungsseiten stark verkürzt dargestellt
wurde, liegt in dem umfangreichen
Band, beginnend mit 1848, in voller
Breite vor, bis zur Gegenwart herauf.
Die Faksimiles der Dokumente sind ex-
zellent digitalisiert und gut lesbar, die
Erklärungen konzise. Es ist Zeit, sich in
Zeiten wie diesen die Texte durchzule-
sen, etwa die Übernahme der Europäi-
schen Menschenrechtskonvention von
1950 in das Verfassungsrecht oder das
Gesetz über den Beitritt Österreichs
zur Europäischen Union. Es war die
am weitesten reichende Verfassungs-
änderung, die es in der Geschichte der
Republik gegeben hat, sie fand Zustim-
mung bei 66,6 % der Bevölkerung.

»Das großeWerben um Lateinamerika«
von Andreas Fink, 18. 6.

Vieles liegt imArgen
Vieles liegt im Argen, wie der Autor am
Beispiel Venezuelas mit der Freigabe
riesiger Goldproduktionen für Russen
oder Chinesen darlegt. Voraussichtlich
wenig kontrolliert, unter freiem Him-
mel wird da mit hochgiftiger Cyanlau-
ge Gold separiert (dass Greenpeace
nichts einzuwenden hat, passt zur mo-
dernen Linken Österreichs). Auf den
Punkt trifft Fink auch die Überheblich-
keit der wirtschaftlich bereits saturier-
ten Vertreter aus Europa und den USA,
wenn sie von ihrem Podest herunter
den Lateinamerikanern vorschreiben
wollen, wie viel Umwelt sie für uns alle
noch übrig zu lassen haben. Das Wich-
tigste jedoch, Handelsverträge mit die-
sen Ländern abzuschließen, werden,
wenn wir es nicht bald mit Mercosur
zu Ende bringen, die Russen oder die

Chinesen tun. Wichtige Güter und Bo-
denschätze für unsere aufstrebende
Elektrifizierung werden wir dort sonst
den Chinesen überlassen. Bedenken
sollten wir auch, dass durch Mercosur
die ansässigen politischen Proponen-
ten durch eine aufblühende Wirtschaft
mehr Sozialleistungen für die arme Be-
völkerung leisten können. Die Abhän-
gigkeit über Handelsbeziehungen führt
eher zu mehr Möglichkeiten, den Um-
welt- und Arbeitnehmerschutz zu be-
einflussen. So, wie wir unseren Einfluss
mittels Handels und Politik auf die
„EU-Kellerkinder“ des Westbalkans
mitten in Europa nicht vernachlässigen
sollen, müssen wir andererseits auch
längst vergessene, über Jahrzehnte be-
arbeitete Handelsverträge, etwa TTIP,
reanimieren. Lassen wir doch die Bau-
ern weiter jammern und Mercosur
endlich unterzeichnen. Die geplagten
Landwirte bekamen vor Kurzem noch
eine Doppelförderung auf Brachflä-
chen, obwohl sie nicht die versproche-

nen Nahrungsmittel für uns dort an-
bauten, sondern Futter für Exportvieh!
Hansjörg Schmolengruber,
2230 Gänserndorf

»Sind wir einfach nur zu viele?«
von Matthias Auer, 18.6.

Wirsindzuviele!
Dem Beitrag ist in vielerlei Hinsicht
beizupflichten, aber er berücksichtigt
einige wichtige Effekte der globalen
Überbevölkerung überhaupt nicht. Es
stimmt, dass die energiebedingten
CO2-Emissionen pro Kopf in den rei-
chen Industrieländern, aber allen vo-
ran in einigen Golfstaaten um ein Viel-
faches höher sind als in den bevölke-
rungsreichen Schwellen- und Entwick-
lungsländern. In der Analyse fehlen je-
doch: die globale Bedrohung der Bio-
diversität durch die Überbevölkerung
wegen Habitat-Verlust und Wilderei
(besonders Subsahara-Afrika, Indone-
sien, Amazonien). Wir befinden uns

bekanntlich in einem von uns Men-
schen verursachten sechsten Massen-
aussterben auf unserem Planeten. Ein
Fünftel aller bekannten ca. 26.000
Landwirbeltierarten ist vom Ausster-
ben bedroht. Unser Planet erstickt im
Plastikmüll, wobei hinsichtlich man-
gelhafter bis fehlender Entsorgung be-
sonders die bevölkerungsreichen Län-
der Ost- und Südostasiens führend
sind. Nach Schätzungen des WWF ge-
langen 19–23 Mio. Tonnen Plastikmüll
pro Jahr in unsere Seen, Flüsse und
Meere. Die Kollateralschäden des tech-
nologischen Fortschritts in der Land-
wirtschaft werden regelmäßig unter-
schätzt: Flächen- und Energiever-
brauch, Bodenzerstörung, Überdün-
gung und Pestizideinsatz ziehen eine
Spur der Verwüstung über den Plane-
ten. Fazit aus dieser (unvollständigen)
ökologischen Gesamtschau: Wir sind
zu viele!
Ao. Univ.-Prof. i.R. Dr. Josef Greimler,
2560 Berndorf
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den Kronländern auf dem richtigen Kurs? Die Dame am Steuer mit der geschriebenen Constitution. Hasslwander, Josef/ÖNB-Bildarchiv


